
Ministerium für Kinder, Familie, Flüchtlinge und Integration 
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An den 
Präsidenten des Landtags 
Nord rhein-Westfalen 
Herr Andre Kuper MdL 
Platz des Landtags 1 
40211 Düsseldorf 

Ministerium für Kinder, Familie, 
Flüchtlinge und Integration 
des Landes Nordrhein-Westfalen 

Der Minister 

l"'~;;;~~A~-~'--- . 
NORDRHEIN-WESTFALEN 
17. WAHLpERIODE 

VORLAGE 
17/390 

Sitzung des Ausschusses für Heimat, Kommunales, Bauen und 
Wohnen am 8. Dezember 2017 

Sehr geehrter Herr Landtagspräsident, 

in der o.g. Sitzung des Ausschusses für Heimat, Kommunales, Bauen 
und Wohnen bin ich um Auskünfte zur Thematik der Verpflichtungser­
klärungen im Rahmen der Landesaufnahmeanordnung NRW gebeten 
worden. 

Diesem Wunsch komme ich hiermit gerne nach und übersende zur In­
formation der Mitglieder des Ausschusses für Heimat, Kommunales, 
Bauen und Wohnen des Landtags 60 Exemplare des schriftlichen Be­
richts. 

Mit freundlichen Grüßen 

Dr. Joachim Stamp 

1-. Dezember 2017 
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Schriftlicher Bericht 
des Ministers für Kinder, Familie, Flüchtlinge und Integration 

Dr. Joa'chirn Stamp 
zu'r Sitzung des Ausschllssesfür Heimat, Kommunales, Bauen und Wohnen 

, am 8. Dezember 2017 

"Werden Flüchflittgspäten in NR:W fii.-, die Übernahme von Bürgschaften für 
,Bütgerkriegsflüchtllnge im Na'chhinein durch die Behörden bestraft und 

in ihrer wirtschaftlich~n Existenz bedroht?" 

Entwicklung der Sach- und Rechtslage 

[)urch das Ländesaufrrahmeprogramm für Syrer vom 26.09.2'013 hatte die Vorgän­
gerre'gierung die rechtliche Grundlage dafür geschaffen, dass zunächst syrische 
Staatsängehörige, später auch staatenlose Personen aus Syrien und den Anrainer­
staaten zu in Notdrhein"-Westfalen lebenden VelWandten einreisen konnten. Damit 
sollte insbesondere dem Bedürfnis in Deutschland lebender Syrer, die für den Unter­
halt ihrer von den Kriegsereignissen bedrohten Angehörigen aufkommen wollten und " 
könnten, Rechnung g-etragen werden, diese auf legalem Weg zu sich zu holen. Viele 
weitere Länder haben vergleichbare Aufnahmeprograrnme ins Leben gerufen. 

Die Erteilung der Aufenthaltserlaubnis setzte voraus; dass für die Kostendes Le­
bens'unterhalts der einreisenden Psrson eine Verpflichtungserklärung gemäß § 68 
AufenthG abgegeben wurde. In diesem Rahmen wurde den Verpflichtungsgebern 
auch Inhalt und ReichWeite der Erklärung erläutert, die Ausländerbehörden waren 
angewiesen, die Verpflichtungsgeber unter VelWendung des bundeseinheitlichen 
Merkblattes entsprechend zu belehren. Dort hieß es zur Dauer der eingegangenen 
Verpflichtung: ,;Die ,aus der Verpflichtungserklärung resultierende Verpflichtung er­
streckt sich unabhängig von der Dauer des zugrunde liegenden Aufenthaltstitels auf 
den gesamten sich der Einreise anschließenden Aufenthalt, auch auf Zeiträume ei;.. 
nesmöglichen illegalen Aufenthalts. Im Regelfall endet die Verpflichtung mit dem 
Ende des vorgesehe'ri'en Gesamtaufenthalts oder dann, wenn der ursprüngliche Auf­
ehthaltszweck durch einen anderen ersetzt und dafür ein neuer Aufenthaltstitel erteilt 
wurde." (siehe Anlage) 

Inhalt der Verpflichtungserklärung ist es, die Kosten für den Lebensunterhalt der Per­
sonen zu tragen und sämtliche öffentliche Mittel zu erstatten, die für den Lebensun­
terhalt des Flüchtlin{;J's aufgewendet werden. Um die Verpflichtungen der Angehöri­
ger zu begrenzen, hat das Land Nördrhein~Westfalen die Kosten für Leistungen bei 
Krankheit, Schwang'e'tschaft, Geburt, Pflegebedürftigkeit und Behinderung im Sinne 
der §§ 4, 6 AsylbewerberleistungsgesetZ(AsylbLG) von der Verpflichtungserklärung 
irh Rahmen des Landesaufnahm'eprögtamms ausgenommen. 



In der Folgezeit stellte sich die Frage, wann die Haftung aus diesen Verpflichtungser­
klärungen endete. 

Nach § 68.AufenthG (in der Fassung vor Inkrafttreten des Integrationsgesetzes arh 
06.0'8.2017) endete die Geltungsdauer einer entsprechenden Verpflichtungserklä­
rung entweder bei B:8-endigung des Aufenthalts oder mit der Erteilung eines Aufent­
haltstitels zu einem @'nderen Aufenthaltszweck. Das seinerzeitige Ministerium für In­
neres und Komrnunales NRW vertrat die Ansicht, dass durch eine Anerkennung ei­
nes Flüchtlings ein anderer Aufenthaltszweck eingetreten war und die Haftung des 
Verpflichtungsgebers damit beendet War. Diese Auffassung wurde Von mehreren an­
deren, Ländern geteilt und aUch von Teilen der Rechtsprechung bestätigt. 

M'it Erlass vom 24;04.2015 hat das damalige rVllK die Ausländerbehörden auf die 
entgegenstehende Rechtsauffassuh'g des BundesministeriUhl des Innern hingewie­
sen und daraUf aufrnerksam gemacht, dass es mögliCherweise zu Erstattungsforde­
rungen von gezahlten Sozialleistungen komrnen könnte. 

Im Gesetzgebungsverfahren tUrn Integratiönsgesetz 2016 hat Nordrhein-Westfalen 
sich für eine KlarsteIlung im Sinne der Rechtsauffassung des damaligen MIK einge­

. setzt. Der Vorschlag hat jedoch keine Mehrheit gefunden. 

Die schließlich veräbschfedete Neufa-ssung des § 68 AufenthG stellt klar, dass eine 
ab dern 06.08.2016' abgegebene Verpflichtungserklarungauch,dann. fortbesteht, 
wenn dem Auslände'f ein Aufenthaltstitelaus humanitären Gründen erteilt wird oder 
er als Schutzberechtigter anerkanht Wird. Das Bundesverw'altungsgericht hat mit sei­
ner Ehtscheidung vom 26.01.2017 bestätigt, dass dies auch für vor dem 06.08.2016 
abgegebene Verpflichtungserklärungen gilt. 

Aufgruhd der bis zu diesem Zeitpunkt b-estehenden unklaren Rechtslage gingen viele 
Verpflichtungsgeber Jedoch davön äUs, dass ihre Haftung mit der Anerkennung des 
Betroffenen als Schutzberechtigter endet. 

Ob .im Einz:elfall eih Erstattung san spru eh fur erbrächte Sozialleistungen besteht, ob­
liegt der Prüfung dLJrCh die Sotialleistungstrager, also z. B. der Jobcenter. Diese ha­
ben dabei auch Zu berücksichtigen, ob die Heranziehung zur Erstattung eine unzu­
rTlutbare Belastung bedeuten würde. Wann efn solcher Ausnahmefall vorliegt, ist an­
hand einer wertende'n Betrachtung aller Umstände d~s Einzelfalls zu entscheiden. 
Zudem kann lauteirteraktuellen Stellun'gnahme des Bundesministeriums für Arbeit 
und Soziales (siehe A\nlage) sowohl der Erl·ass einer Forderung durch die zuständige 
Leistungsbehörde auf Grundlage von § 44 SGB 11 als auch die Anfechtung einer Ver­
pflichtungserklärLing 'gern. § 119 B:GB wegen Irrturns gegenüber der zuständigen 
Ausländerbehörde in Betracht kol11men. Für Personen, die vor dem 06.08.2016 eine 
Verpflichtungserkläruhgabgegeben haben, gilt die zeitliche Beschränkung der Ver­
ptrichtungserklärung von drei Jahren ab Einreise. Für neu abzugebende Verpflich­
tungserklärungen sieht § 68 AufenthG (neue Fassung) eine Geltungsdauer der Ver-



pflichtungserklärung von fünf Jahren vor. Darnit ist eine zeitliche Begrenzung der 
Haftung gegeben. 

Zur Frage einer darüber hinäusgehenden Lösung hat sich Herr Minister Dr. stamp 
zudem an das Bundesministerium für Arheit gewandt (vgl. Ausführungen zu Frage 7 
und 8). 

Im nachfolgenden wird zu den kb'hkreten Fragen d-er SPD~t=raktion Stellung bezogen. 

1. Ist die Landesre'9'ierung willen's und in der Lage, bei den Kommunen bzw. 
den zuständigen B'ehörden die Zahl der abgegeben VerpflichtLingserklärungen 
abzufragen und bis wann kann dies geschehen? 

Eine entsprechende Abfrage wäre nicht sinnvoll, da fur die Frage, in wie vielen Fällen 
ggf. eine Regressptöblematik gegeben ist, nicht die Zahl der abgegebenen Verpflich­
tungserklärungen, sondern die Zahl der tatsächlich erfolgten Einreisen maßgeblich 
ist. 

Im Rahmen des Landesaufnahmeptögramms der Vorgangerregierung wurden insge­
samt 31639 FIÜchtli'ttg'8 registriert. Anschließend bestand die Möglichkeit, die Vo­
raussetzungen, für eine Aufnahme nachzuweisen, u.a. die erforderlichen Verpflich­
tung'Serklärungen betzubringen. Die Zahl der abg'egebenen Verpflichtungserklärun­
gen wurde dabei niCht statistisch e'ffEtsst.r=ür 8708 Flüchtlinge haben die deutschen 
Auslandsvertretungen Visa erteilt. [)ie Zahl der Einreisen, die von den Ausländerbe­
hörden dokumentiert 'wurden, bleibt noch einmal weit' dahinter zurück und liegt bei 
2593. 

2. Ist die Landesre~gterun'g willen's und i'n der Lage, bei den Kommunen bzw. 
den zuständigen B'ehötden die Zahl der erhobenen Bescheide und die erhobe­
nen Erstattungssummenabzufragen und bis wann kann dies geschehen? 

3. 1st die Landesre'gietung willen's und i'n der Lage, bei den Kommunen bzw. 
den zuständigen Behörden die Zahl der Falle abzufragen, in denen auf Erstat­
tungen verzichtet wurde und bis wann kann dies geschehen? 

4. Ist die LandesretJierung willens und in der Lage, bei den Kommunen bzw. 
den zuständigen Behörden abz:üfrag'en, ob im Rahmen der erhobenen Be­
scheide auch Zins'EHl für die zll erstattende Summe erhoben werden, wie hoch 
die Zinsen Sind und welche Behörde/Kommune diese Zinsen erhebt und bis ' 
wann kann dies ge's-chehen? 

Die Fragen 2 bis 4 werden genieihSam beantwortet. 



Eine landesweite Erhebung der Daten bei den Jobcentern ist nicht möglich. Jobcen­
ter, die eine gerneinsame Einrichtung bilden, unterliegen insoweit der Aufsicht des 
Bundes. Eine Zuständigkeit des Landes zur Erhebung der geforderten Daten ist in 
diesen Fällen nicht gegeben. Ein'elandesweite Datenerhebung scheidet daher aus 
rechtlichen Gründen ,aus. 

Di'e KomrnUnen als träger der. Sozialhilfe führen die Sozialhilfe nach dem Zwölften 
Buch Sozialgesetzbuch (SGB XII) grundsätzlich in kommunaler Selbstverwaltung aus 
und unterliegen daher hier nur der Rechtsaufsicht; das Vierte Kapitel des SGB XII 
wird in BundesaufträQ'svetwaltung durchgeführt. Die Kommunen sind zudem gesetz­
lich nicht verpflichtet, Statistikehd~r benannten Art und des benannten Inhalts zu 
führen. Hiernach kärYneine Abfrage des Lande's, nur aUffreiwiUigen Angaben der 
Kommunen beruhen und würde daher gegebenenfalls nicht repräsentativ, und aus­
sagekräftig sein. 

5. Welchen Erfolg hatte'Minister Starnpmit seinem Schreiben an die zuständige 
Bundesministerin? 

6. Welche Re'aktiotl erfolgte seiten's det Bundesregierung? 

1. Wie war der genaue Wortlaut de's Briefes von Minister Stamp? 

Die Fragen 5, 6 und 7 werden ,gel11e:insam beantwortet' 

Mit Schreiben vom 1'4;09.2017 hat Herr Minister Or. Stamp sich an die damal'ige . 
Bündesarbeitsrninisterin Nahles g'6wandt und die aktuelle Lage der Verpflichtungs­
geber in Nordrhein-Westfalen erläutert. Er hat dabei deutlich gemacht, dass es den 
Jobceritern möglich s'ei, im RahmEHl der Entscheidung des Einzelfalls den Erlass ei­
ner Forderurl'g unter dem Aspekt der Zumutbarkeit zu prüfen; 

Wörtlich hat Herr Df. Stämp erklärt:"lch halte es für nicht hinnehmbar, dass unter­
stellt wird, die Bürget1 .:. als juristische Laien ... hätten sich dieser zeitlichen Dimension 
ihrer Eihstandspflicht bewusst seih müssen. Ich bitte Sie; verehrte Frau Ministerin, 
deshalb heute eindringlich darum, die Geltendmachungspraxis der Ihrem Zuständig­
keitsbereich unterliegenden Jobcenter noch einmal auf den Prüfstand zu stellen. So­
ziale Gerechtigkeit bedeutetaus meiner Sicht auch, nicht noch diejenigen zu bestra­
fen, die sich mit ihrern Engagement in b'esonderer Weise um das Gemeinwohl in der 
Bundesrepublik D'e-utschlähd verdi'eht gemacht haben. Ungeachtet der gesetzlichen 
Höchsffristen besteht stets Raum für die Einzelfallprüfun'g. Ich wäre Ihnen verbun,­
den, so Sie diesen Raum künftig zu nutzen gedächten." 

8zg'l. des genaueri Wortlautes Wird auf den in der Anlage befindlichen Brief von 
,Herrn Or. Stamp verwiesen. 



Mit Schreiben vom 21.11.2017 hat Ministerin Dr. Barley geantwortet und darauf hin­
gewiesen, dass die 8-ehördeh entsprechende Erstattungsansprüche grundsätzlich 
geltend zu machen naben, in atypischen Fällen allerdings von der Erstattungspflicht 

des Verpflichtungsgebers abgeWichen werden könne und auch Ermessens- und Bil­
ligkeitserwägungen einzubeziehen sind. 

Bzgl. desgenauen Wortlautes wird äuf das in der Anlage befindliche Schreiben von 
Frau Dr. Barley verwi'6sen. 

8. Ist die LandeSre'Q'Hfrong der Auffassung, dass den Flüchtl'ingspaten geholfen 
, werden sollte? 

Die Landesregierurtgsetzt sich dafür ein, dass Einwohner Nordrhein-Westfalens, die 
sich im hum'anitäre'h Sinne engagieren, nicht im Stich gelassen werden. Regelmäßig 
gilt, dass finahzienin Not geratene Personen, die Verpflichtung'serklärungen abgege­
ben haben, bereits durch die geltende Rechtsordnung geschützt sind. Denn nach der 
Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts hat die erstattungsberechtigte Stei­
le bei atypischen Ge'gebenheiten im Wege des Ermessens zu entscheiden, in wei­
chem Umfang der Erstattungsänspruch geltend gemacht wird und welche Zahlungs­
erleichterungen demVerpflichtungsgeber gegebenenfalls eingeräumt werden. Die 
Landesregierung wird sich gegenüber dem Bund weiterhin fur eine Lösung im Inte­
resse der Verpflichtuh'gsgeber einsetzen. 

Der Niedersächsische Minister für Inneres und Sport, Baris Pistorius, hat sich eben­
fans mit Schreiben vorn 29.11.2017' an die Bundesarbeits'ministerin Dr. Barley ge­
wandt, die Sach- und Rechtslage erläutert und für eine tragbare Lösung im Sinne der 
Verpflichtungsgeber g'ewörben.D'Cls Thema ist auch für die Herbst-Konferenz der 
Innenminister der Länder am 07.12.1'7 angemeldet worden. 

Die Landesregierung wird dieses AnTiegen unterstütZen. 

Am 08.12.2017 wird sich auch das Öberverwaltungsgericht in Münster mit der The­
matik befassen. Ob sich hieraus Lösungsänsätze ergeben, bleibt abzuwarten. 

9. Hält die Landes'regierung landesweit einheitliche Vorgaben für erforderlich, 
damit die Vorgeheti'sweise der erstattungsberechtigten Stellen (bislang handelt 
es sich um eine E:tmessensentscheidüng der Kommunen) landesweit einheit­
lich ist? 

Landesweite Vorgaben durch die Landesr~'gierung lassen sich für die Jobcenter aus 
rechtlichen, Gründen nicht umsetzen. Die Jobcenter, die eine gemeinsame Einrich­
tung bilden, unterliegen diesbezüglich der Aufsicht des Bundes. Dem Land kommt 
insoweit keine Aufsichtszuständigkeit zu. 



Die Kommunen. als Träger der Sbzi:alhilfe führen die Sozialhilfe nach dem Zwölften 
Buch Sotialgesetzbuch (SGB XII) als gesetzlich übertragene Selbstverwaltungsan- . 
gelegenheit aus und unterliegen daher hier nur der Rechtsaufsicht; das Vierte Kapitel 
des SGB XII Wird in Bundesauftragsverwaltung durchgeführt .. 



Ausländerbehörde I. Auslandsvertretung: .................................... : .. 

vo'm: 
Nr.: 

Erkla:f'ung des Verpfiichtungsg'ebers vor der ABH I AV 

'zur Abgabe der Verpflichtungserkläi'ung 

..... ,." ... ' ....... ,., .... . 

............................. 

"Ich bestätige, vörAbgab'e der Verpflichtungserklarung auf folgende' Punkte 

ausdrücklich hingewiesen worden zu sein:, 

1. Umfang der eint)'egangenen Vetpflichtüngen 

, Die Verpflichtung umfasst die Erstattung sämtlicher öffentlicher Mittel;' die :für den, 

Lebensuhterhalt eirrschließlich der Versorgung mit Wöhnraum soWie de:r Versorgung' ' 

im Krankheitsfall 'urld bel Pfle'gebedOtftlgkeit aufgewendet werden; z. B. Kosten für 

',Ernähru,ng, Bekleidung" Wohnraum (privat oder im Hotel) sowie Kosten für Arzt, 

Medikamente, Krankenhaus, Pflegehelrn oder sonstige medizinisch no'twendige, 

Behandlungen. DieS' gilt auch; soWeit die Aufwendungen auf 'einem gesetzlichen 

Anspruch beruhen, im Gegensatz zu Aufwendungen, die auf einer Beitragsleistung 

ber-uhen. Aus' den genannten Gründen empfiehlt sich per Abschluss 'einer 

Kranke nversich~fullg,. 

Der Verpflichtung'sg'sber hat im Krankheitsfall audhfOr die Kostenaufzukommen l die 

nicht von, ein.er Krankenkasse ," übernOll'1rilen werden bzw. die über der 

Versicherungssuttwne der Krankenversicherung liegen. 

Die Verpflichtung umfasst auch die Kosten einer m'öglichen zwangsweisen 

Durchsatzung der Ausreissverpflichtung nach §§ 66, 67 AufenthG. Derartige 

Abs'chiebungskost€H1 sind, z. B. Reisek'osten (Flugticket, und/oder sonstige 

lransportkosten), evU. Kosten einer Sicherheitsbegleitung sowie Kosten der 
, , 

Absch iebungshaft 

2. DaUer ~er efng'e'gangenen Verpflichtungen 

Die aus, der VerpfHchtungserklärung resultierende Verpffichtung erstreckt sich 

unabhängig von der Da.uer des zugrunde liegenden Aufenthaltstitels 'auf den 

,gesamten sich der Einreise' anschlleßehden Aufenthalt, auch auf Zeiträume eines 

möglichen illegalen Aufenthalts. 



Im Regelfall 'endet die Verpflichtung mit, dem Ende des vorgesehenen 

Gesamtaufenthalle's oder dann, wehn der ursprüngliche Aufenthal~szwe~k durch 

einen anderen erSetzt und dafür eili neuer Aufenthaltstitel erteilt wurde. ' , ' 

3, Vollstreckbarkeit 

Die aufgewendeten offentriehen Mittel köhnen im Wege der VOllstreckung 

zwangsweise beig'etrieben werden. 

4. Freiwilligkeit der Angaben 

Alle von mir gemachten Angabe'li und Nachweis'e beruhen auf Freiwilligkeit. Mir ist 

dabei bewusst; däSS eine Verpflichtung'serklärung unbeachtlich ist, wenn aufgrund 

fehlender Angaben die Bonität nichtgepröft werden kann. 

ICh wurde VOh der ÄuslähderbehörcJ'e I Auslandsvertretung auf den Umfang und die 

Dauer der Haftung hingewiesen, die', Mögl.lchkeit von Versicherungsschutz sowie die 

iwangsweise BeH-reibung der aufgswe~deten ,Kosten im Wege der Vollstreckung, 

soweit ich meinet V~rpflichtung nicht nachkO'rnnie. " 

Ich wurde belehrt; dass unrichtig's Ur.1d unvollstähdige Angaben strafbar ,sein können 

(t. B. bei vorsätzllehen, unrichtigen öder unvollständigen Angaben, vgL § 95 

AlifenthG ..... FreiheHtsstrafe bis zu drei Jahre,n oder Geldstrafe)., 

Ich bin damit eiriV'erständen, dass meine Daten gemäß § 69 Absatz 2 Nummer 2h 
AufehthVgespeichert werdem. 

Ich wurde darauf hhlgewieseh, 'däss eine Ablichtung der Verpflichtuhgserklärung bei 

der Auslandsvertretung' abzug'ebeti ist und somit vor AntragsteIlung ~ine Kopie 

gefertigt Werden sollte. 

Weiterhin bestätig'e, idh, tu der Verpflichtung auf 'Grund meiner Wirtschaftlichen 

Verhältnisse in de't (age zu SE}iil und erkläre, dass ich keine -weiteren Verpflichtungen 

eingegangen bin,die die Garantiewirk'uhg der aktu~lIen VerpfUchtungserklärung 

,gefährden." 

Ich, bestätige niH meiner Unterschrift, das's ich den Inhalt dieser, Belehrung 

verstartden lind eitten Abdruck davon erhalten habe. 

Unterschrift des SIC'F, Verpflichtenden: ........... ; ...... ~ ......................... ; ....................... . 

Datum; Name, Vorname 



Ministerium fOr Kin'der, Famills;F'iüchtlinge und IntegratiÖ'il 
d~s Landes Nordrhein~Westfäle'lif 40190 DOsseidorf , 

Bürtdesministerh.nn fut'Arbeit ufld Sözial'e's 

Frau Ministerin Nahltg 

Wilhelmstr.49 

10117 Berlil1 

!Y 
Ministerium für Kinder, Familie, 
Flüchtlinge und Integration 
des Landes Nordrhein-Westfalen 

Der Minister 

Inanspruchnahme von Personen durch die Jobcenter aufgrund abgeg~bel1er 
Verpfl'ichtungserklärtn1'gen im Zuge humanitärer Aufnahnieprogramme für 

, Flüchtlinge' 

Sehr geehrte Frau Mihisterifl Nahles, 

mit heutiger Post wende ich mich an Sie mit Rücksicht auf eine Angelegenheit, 
die nicht erst in jüngster Zeit immer wieder 'mediale Aufmerksamkeit erfahren' 
hat} sondern auch ein handfestes soziales und in einzelnen Fällen gar existenz;. 
bedröhendes Problem für Menschen gerade in meinem Bundesland Nord­
rhein-Westfalen darstellt. Die Rede ist Von den SQ'g; Verpflichtungserkl'ärungeh, 
die eine Vielzahl vonB{lfg'erinnen und Bürgern in Wahrnehmung einer ethisch­
moralischen Verantwortung für das Wohlerge'hen von Krieg, Vertreibung und 
Elendbedrdhter Menschen abgegeben haben. 

Der syrische Bürgerkri€!g begann bekanntlich bereits im Jahre 2011. Noch vor 
dem großen Flüchtlingsz'Uzug im Herbst 2015 fanden vor diesem Hintergrund 
hereits in den Jahren 2013 und 2014 humanitäre AufnahmeprogrartHne des' 
Bundes wie auch der Bundesländer und insbwEüt insbesondere qes Landes 
Nordrhein .. Westfalen tu Gunsten syrischer Bürgerkriegsflüchtlinge statt. Im 
Rahm'en der Landesprögramm:e kon'nten, syrischen Geflüchteten befristete 
Aufenthaltserlaubnisse aus humanitären Gründen, nach §,23'Abs. 1 AufenthG 
erteilt werden. 
Eine solche humahita're Aufnahme war allerdings nur möglich, söweit ein Drit-
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Dr.Joachfm Starnp 
Telefon 0211 837-2500 
Telefax 0211 837-2505 
joachim.stamp@mkffi.nrw.de 

ter öder eine Dritte gegenüber der zuständigen Ausländerh'ehörde eine Ver- Dienstgebaude und 

pflichtungserklärung nach § 68 Aufenthaltsgeseti: abgab. Lleferanschrift: 
Haroldstraße 4 

So haben sowohl ben~'its im Bundesgebiet aufhältige syrische Familienangehö- 40213 DUsseldoli 
Telefon '0211 837-02 

,rige aber auch vielfach freiwillige aus all'en Bereithen des, täglichen Lebens es Telefax 0211 837,"2200 

. übernonimeni eine solche Verpflichturigserkläruhg zu unterzeichnen. poststelle@mkffi.nrw.de 

www.mkffi.nrw 

'In der übetwiegendehMehrzahl der F'älle erklärten die Hilfswilligen jedoch 
Öffentliche Verkehrsmittel: 

nicht ohne vorherige In'förrnation über Umfang un'dReichweite der eitigegan- Rheinbahn Linien 

genen Verpflichtung ihre entspreChende Bereitschaft; auch sie trafen ja mitun- 706,708,709 

Haltestelle PQststraße 
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ter Fürsorge- und Ul1t€!thaltsverpflichtungen gegenüber ihren eigenen Ange-
hqrigen. 

In der Folgezeit stelltell viele der Von dem Programm begünstigten Personen in 
NRW einen Asylantrag, so dass siCh dann die Frage nach der Fortdauer der 
Haftung aus den Verpfllthtungserkläruhgen stellte. 

Das Land Nbrdrhein':':Westf'alen hatte unter der Regierung Hannelore Kraft den 
Statldpunkt eingeno'tYHtl'en, dass die zu GÜr'lsten der Geflüchteten eingegange­
nen Verpflichtungen iv~"'ar nicht kraft Gesetzes zeitlich begrenzt seien, jedoch 
bei einem Wechsel de:s Auferithaltszwe'cks des von der Ver}::iflichtung Begüns­
tigtenaUtö'I'natisthei!i·deten. Sb hieß es auch inderehtsprechenden Belehrung 
der aüfgeh, die unter Verwentlungdes bundesEHnheitlich'en Musters. erfolgte, 
bezüglich der Dauet der Verpflichtungserklärung:" vom Beginn der vöraus~ 
Sichtlichen Visumsgültigkeit am .... bis zur Beendigung des Aufenthalts des Aus­
länders/in· oder bis zHtErte!lung eines anderen Aufenthaltstitels zu einem an­
deren Aufenthaltszwedt .. ·.{( 

Als derartigen Zweckwe'chs'el sah d.as seinerteit, zuständige Landesministerium 
für Inneres und Kommunales insbesondere die Erteilung einer Aüfertthaltser-

. laubnis an den Verpfn'chtungsbegünstigten inrolge der Zuerkennung einer 
AsylherechtigungJ der Änerkenriung alsFlikhtiing nach der G'enfer Konvention 
oder der Anerkenn'U'h·g. als subsi'diär sthutzberechtigter Person an.· Dies~ 
Rethtsauffassung hatte die seinerzeitige Landesregierung sogar ihrem Runder~ 
lass zur Geltungsdauer von Verpfllchtungserkläruögen vom 24. April 2015 Zu 
GrUnde gelegt. Diese Information hatte i'n den meisten FäHen.' auch die hilfswiI .. 
lig,en Bürgetinnen und Bürger erreichtl die nun weiterhin darauf vertrautenl 

ihre Ei nstan d.spfHcht ende nach EriangUl1'g eines anderen humanitären Aufeht­
haltstitels. 

Das BuhdesministerH.i'm des Inhern, aber auch dIe J6bceritet der Arbeitsagen­
turen nahnien jedoch einenabweiChende'h rechtlichen Standpunkteii1. Aus 
ihrer Sicht sollten dle Verpflichtungserklärungen so lange re'chtsverbindlich . 
bleiben, bis es zu einetn Wechsel des Aufenthaltszwecks. b~im Erklärungsbe­
gühstigten komme, Wobei ein Austaüsth hum.anitärer Aufenthaltszwecke die 
Verpflichtung nicht entfallen lasse. Der Wechsel aus dem' Landesprogramm in 
'das Asylsystem kdnntenach dieser Auffassung, die .dann schließlich auch noch 
das Bundesverwaltuhgsgericht im Januar 2017 hestätigte, eine Entlassung des 
<?der der Hilfswillige'n aus der. einmal eingegangenen Verpflichtung nicht be­
wirken. 

Um die Inänspru(::hliähme aUs den abgegebenen Verpflichtungserklätungen 
nicht ins Endlose zu erstrecken} reagierte der l3undesgesetzgeber zwar im 



Sommer 2Ö16 mit dem Erlass de's lrite'gtätiohsgesetzes, indem er eitle regel­
mäßig fünf jährige und fOr Altfälle dreijährige Höthstfrist für die Geltungsdauer 
von VerpflichtungserkH~rungen 1m .Aufenthaltsgesetz vera,nkertei d[e Dauer der ' 

, Haftung der Hilfe I eiste Itde'n aus ihren Etklarungen ging insoweit jedoch nach 
Wie vor zeitlich weit üher denUmfäng hinaus; mit deftt dlese bei Abgabe ihrer 
Etkfä rungen rech 11 etetl. ' 

D:as hat zurFörge~ däs'sslch seit einiger Zeit gerade inmeihem BundeslClnd die , 
Fäne häüren, in denen die Hilfeleistenden mit den von staatlicher Seite gefor­
derten Leistungen schlicht überfordert sind; 

Der mannigfälHgen Berlchterstattlihg zU Fallen dleser Art lässt sich e'htheh­
m'en, ,dass e~ re'gelm'äßlg ger,ade die Jöbcehter sindl die Leistungshescneide aus 
den eingegangenen Verpflichtungen ih teils exorbitanter Höhe von den Helfe ... 
ri:nnen und Helferh 'vetlangen. So berichtete die I,Westdeutsche Allgemeine 
Zeitu'ng" (WAZ) erst a'tö 8. September 2017 Über den Fall einer Dorttnunderin.l 
die aüf eine Zahlung ih Höhe von 20.000 Euro rn Anspruch genommen werde; . 
bereits im Herbst 2016 hatte I,Fotus Onlhie" FäHe dokumentiert, in denen die 
geforderten Beträge sogar noch Weit oberhalb dessen lagen. Ausw'eislich der 
Berichterstattungde't WAZ sehen sich die Jobcenter zur Geltendmachung und 
Durchsetzung der Ford'erüngen verpflithtet und erkehnen keinerlei Ermessens­
oder BiHigkeitsspielräLHn'e. 

Diese Lage ist für dle Bürgerihnen und 13ürg~r in Nordrhein~Westfalen nicht 
hihliehmbar. Es kann .hitht sein, dass dl'ejenigen, die persönliche Verantwo,r­
tung ubernehmen und sich aus altruistischen Motiven für das Gemeinwohl 
und die Humanität e'ngägieren, in ihrer Lage im Stich gelassen werden und sich 
teils exzessiv~n staatlichen Forderungen gegenübersehen. Die Übern'ahme von 
Verantwortung und tnöransches sowie ethisches Handeln werden in dieser 
Situation bestraft} nitht gefördert; die davon ausgehende Signalwirkung in 
unsere GeseUschaft hinein halte ich g'eradein Zeiten eines erstarkenden 
.Rechtspop~lismu$ und neuer nationalistischer Untertöne in der Debatte fut 
ausnehmend gefähdich. 
Zudem verhält es sich gerade nicht so, dass die Jöbcenter auf Gedeih und Ver­
derb und ohne Rücksicht aufdie Lebensumstände der Einze.lnen die entspre­
chenden Forderungeh in jedem Einzelfall geltend machen müssten. In rechtli­
cher Hinsicht ähnelt die Abgabe der Verpflichtungserklärung näm,lich der 
Übetflahme einer Bürgschaft, und auch dort ist, keine Inanspruchnahme i,um 
jeden PrE!is" vorgesehen. Ob im Einze·lfaneln Erstattungsanspruch für erbrach­
te Sozialleistungen besteht, obliegt der Prüfung durch die Sozialleistungsträ­
ger, also z. B. der Jobcenter. Diese berutksichtigen dabei auch, öb die Heran­
iiehung zur Erstattung eine unzumutbare Belastung bedeuten würde. Wann 
ein soJcher Ausnahm'efall vorliegt; ist anhand einer wertenden Betrachtung. 
aller Umstände des Eihze'lfalls zu entscheiden. Zudem kann laut e.iner aktuellen 
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Stellungnahme des Bti'r'l'desministeriutrls für Arbeit und Soziales soWohl der 
Erlass einer Forderu'ng durch die zuständige Leistungsbehörde auf Grundlage 
von § 44 SGB n als auch die Anfechtung einer Verpflichtungserkläryng gern. § 
1198GB wegen Irttwns in Betracht kothmen. 

Die Jobcenter wären also durchaus gehalten und in der Lage, diese Aspekte 
ebenso wie ZLirnutbarkeits- und BilligkeitserWägungen in ihre Bewertung der 
Frage, ob die jeweiligen Forderungen geltend gemacht werden sollen} aufzu­
nehmen. 

ba bE; i muss auch berücksichtigt 'werden, dass die rechtliche Frage der Dauer 
der Haftung erst vom Bundesvetwaltüligsgeticht abschließend entschieden 

. wurde. Einige VerwältUngsgerichte hatten vorher durchaus zu Gunsten der 
Bürgen e'ntschiedenuhd die Haftung auf cl'ie Dauer der Aufenthaltszeit nach § 
23 Abs. 1 AufenthG he'grenzt angesehen. Ich halte, es für nicht hinnehmbar} 
qass unterstellt wirdi die Bürgen - als juristische Lah:m - hätten sieh dieser zeit­
lichen Dimensionih~er E:instandspflicht bewusst sein müssen. 

Ich bitte Sie, verehrte Frau Mihisterih; deshalb heute eindringliCh darum, die 
Geltendmachungsp'raxis der Ihrem Zuständigke:itsbereich unterliegenden Job­
center noch einmal aLifden Prüfstand zu stenen~ Soziale Gerechtigkeit bedeu­
tet aus meiner Sicht aüch, nicht nöch diejenigen zu bestrafen, die sich mit ih- ' 
rem Engagement in besonderer Weise um das Gemeinwöhl in der Bundesre­
publik Deutschland verdient gemacht haben. Ungeachtet der gesetzlic,hen 
Höchstfristen besteht stets Raum für die Einzelfällprüfung. . 

Zur Vermeidungde'r än sich g'ebotene'h' Einzelfallprüfungen steht darüber . 
hinaus noch eine andere Lösung zur Verfügung': AngeSichts der gegenwärtig 
üppigen Mittelausstattung der Ihrer AufsiCht unterstehenden Sözialleistungs­
häger könnte von einer Geltendrnachu,ng von Erstattungsansprüchen zu 
Lasten der Bürgetinheh und Bürger auch vollständig abgesehen und der Bedarf 
aus den vorhandenen Mitteln bestritten Werden. ICh ersuche Sie deshalb höf­
liehst} auf eine Tragun'g der entsprechenden' Kosteh aus Mitteln der Bun­
~e'sagenttir bzw. der J!d'bce'nter hinzuwirken und auf diese Weise Ihre Aner­
kennung des individuel'leh tngagernents unserer Bürgerirtnert und Bürger zu 
dokumentieren. 

/h., Mit freundlichen Grüß(!'tl 

JoavL'U/~ 
Dr. Joachim 5tamp 
Landesminister für Kin'derJ Familie J ~Iüchtnnge und Integration 
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Bundesrninisterium 

fü r Arbeit· und Soziales 

Fragestunde des Cleutsthen Bundestages am 17. Mai 2017 

BT-Dtucksache 18112321, Frage Nr. 33 

der Abgeordnete'nFrau Ullä Jelpke,DIE LINKE; 

Frag'e Nr. 33: 

Anlage 

Wie begründet däsBundesministericJ'hi fÜr Arbeit und Soziales finanzielle Rückforderungen 
durch die Jobcenter im Zusammenhang mit der Aufnahme syrischer Flüchtlinge nach Ver­
pflichtungserklärungen in öft fUJifsteliiger Höhe in Bezug auf Zeiten nach einer Flüchtlingsa­
nerkennung, insbe'söndere auch in den Bundesländern, in denen die Innenministerien oder 
Behörde'Ji Bürgenden erklärt hatten, dass die Bürgschaftsverpflichtung spätestens mit einer 
FIUchtlingsanerkennung enden. würde (vgl. http://www.spiegel.de/politik/deutsch­
land/bessen·4IueChflingspaien"'-mues'sen-wei.ter--zahlen-a-1143032.html und Bundestags­
drucksache 1816799); und inwieweit teilt die Bundesregierung die Rechtsauffassung des 
Verwaltungsgerichts Wiesbaden (\lgl. Urteil vorn 9.12~2016, 4 K 545/16.WI), wonach ein 
Arifechtungsgrund nach § 119 Abs. 1 Alt. 1 BGB vorliegen und eine Verpflichtungserklärung 
entsprechend rückwirkend nichtig s'ein kahn, wenn Betroffene aufgrund der unklarEm 
Rechtslage und / oder aufgrund vo'n Auskünften von Landesministerien, Behörden oder 
Dritten davon ausgehen konnten; dass die Verpf'lichtungserklärung, im Fall einer Flücht­
lingsanerkennung enden würde und sie andernfalls die Erklärung nicht abgegeben hätten 
(bitte ausführlich begründen)? 

Antwort: 

Nach § 68 des Aufenthaltsgesetz8s hat derje'hige, der sich gegenüber der Ausländerbe- ' 

hörde oder einer Auslandsvertretung verpflicht~t, die Kosten für den Lebensunterhalt' ei­

nes Auslanders zu tragen, grundsätzlich sämtricheöffentlichen Mittel zu erstatten, die für 

den Leberisunterhä'lt des Ausländets aufgewendet werden. Der Erstattungsanspruch steht 

in der Grundsicherung für Arbeitsuchende den Jobcentern tu. Die Rückforderung steht 

nicht im Ermessen der betreffenden Behörden. Vielmehr sind die Jobcenter gegenüber 

Verpynthtungsgebern grundsätzlich zur Geltendmachung von Erstattungsansprüchen ver­

pflichtet. Davon kann a'lIerdihgs nach einem Urteil des Bundesverwaltungsgerichts s vom 

13. F=ebruat 2014 in ätypischen Fälle'häbgewichen werden. Wann ein solcher Ausnahme­

fall vorliegt, ist anhänd einer wettenden Betrachtung aller Umstände des Einzelfalls zu 

entscheiden. In diese Betrachtung können zum Beispiel die konkreten Umstände der Ab­

gabe einer Verpflichtungserklärung und daraus mögl,icherweise unverschuldeter Fehlvor­

stellungen über die Dauer der Verpflichtung einbezogen werden. Zu den in Betracht kom­

menden Billigkeitsrnaßnahmen gehört darüber hinaus auch der Erlass einer Forderung 

auf der Grundlagevbn § 44 SGB 11. 

- 2-
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Zu dem von Ihneriängesprochenen Urteil des Verwaltungsgerichts Wiesbaden: Eine Ver­

pflichtungserklärurrg kann grundsätzlich analog § 119 BGB wegen Irrtums angefochten 

werden. Ob bei der Abgabe einer Verpflichtungserklärung ein Irrtum vorlag, der zur An­

fechtung berechtigt, känn nur anhänd der jeweiligen Umständ~ des Einzelfalls beurteilt 

werden. 

Zu den Hintergründen des konkrete'n Einz'elfalles, der Gegenstand der Entscheidung des 

, Verwaltungsgerich~s Wiesbaden war; liegen der Bundesregierung keine Kenntnisse vor. 



&JA I BiJndesministeri'um w. für Arbeit und Soziales 

Minister für Kinder, Fanfl[(lt 
Flüchtlinge und lritegra~ 
des Landes Nordrhei'h~Westfaleh 
Herrn [)r. JoachimSlatnp 
Hatoldstraße 4 
40213 Düsseldötf 

Sehr geehrter Herr Minister, ' 

~ 
620 GERMANY 2017 

I(AM8UIll.i 

Dr. Katarina Barley 
Bundesmir'listerin 
Mitgiied des DeutschEm Bundestages 

HAUSAN$CHRIFT Wilhelmstraße 49,10117 Berlin 
POSTANSCHRIF'T 11017 Berlin 

TEL +49 30 18 527-2323 
FAX +49 30 18 527-2328 

E~MAIL ministerbuero@bmasJ:>und.de , 

Betlih, '2-::;: November 201,7 

vielen Dank fürlhrS'chreiben vom 1~,Septeh1'ber 2011 zu den Verpflichtungserklärungen 

bei humanitären AUfhahm~eprograll1men .. 

Ich teile Ihren Ein:äruck, dass Verpfiichtuhgsgeberin der Vergangenheit im Rahmen von 

Landesaufnahmeprogrammen über die Geltungsdauer ihrer Haftung teilWeise missverständ­

liche Informationen erhielten. Aus diesem Grund wurde durch dasliitegrationsg.esetz vom 

6. Aügust 2016 auch für Verpfl'ichtungserklarungen, die vor diesem Zeitpunkt abgegeben' 

worden waren (sQ'genannte Altfälle), eine klare gesetzliche Regelung zur Verpflichtüngs­

dauer geSChaffen. D'ef ErstaUungsanspruch steht der öffentlichen Stelle zU,die die öfferitH .. 

chen Mittel aUfgewe}'ridet hat. Nach dem Prinzip der Gesetzmäßigkeit der Verwaltung haben 

die Behörden entsprechende ErstattuhgsahsprüchegrLindsätzlichgeltend zu machen. Dies 

gilt unabhängig davon, ob bei der Bundesagentur für Arbeit (BA) oder den Jopcehterhfinan­

zielle Mittel zur Trägüng entsprechender Kosten vorhanden wären; Daher kommt eine allge~' 

meine Weisung de'sBundesministeriums für Arbeit und Sozial.es· (BMAS)an 'die gemeinsa­

men Einrichtungen" auf die Inanspruchh~hl11e der Verpfn~htungsgeber zu verzichten, nicht 

in Betracht. ' 

ES stellte sich :ili diesen Fällen zudem di'e Frage"Wie mit abgeschlossenen Sachverhalten, ' 

in denen Verpflichtühgsgeber ihrer Häftung bereits nachgekommen sind, umzugehen wäre. 

Ergänzend erlaube ich mir den HinweTs, dass die vorstehende~ Ausfqhrungen auch für Job­

center in Form eihe'S zugelassenen kömmunalen Trägers gelten. 



seiie 2voo 2 Von der grundsätzlichen Erstattungsprlicht des VerpflichtLingsgebers kann allerdings in atypi­

schen Fällen abgewi'chen werden (Urteil des E3VerwG vom 13. Februar 2~14 -1 C 4/13). Es 

komrntdaherweiterhin ..:.. Wie bereits, trnter der Geltung des ftuheren Rechts - in Betracht, dass 

die Inanspr~chnahm'edes VerpflichtUngsgebers im Einz~lfan unhillig ist (Härtefall). Die Gründe, 

hierfür können vielfältig sein: ,z. R bei unverschuldeten (gegebenenfalls dUr-ch 'Aussagen der 

Ausländerbehörde bewirkten, bestärkten oder jedenfalls nicht korrigierten) Fehlvorstellungen 

des, Verpflic~tungsgebers über die Einordnung einer Asylanerkerinung als ,jZweckwechselll 

öder bei Gefahr der Hilfebedürftigkeit des Verpflichtungsgeberswegen nicht ausreichender 

BOhitätsprOfung' dUrch die Auslä'nderbe'hörden. 

Die Rechtsf<:>lgen K6nnen in HEirt!?fälleh ebenfalls sehr unterschiedlich sein: vom gänzlichen 

. Abs:ehen der Inansp'ruchnahme des Verpflichtüngsge.bers über Zahluh9serleichterungen nach 

allgemeinen Regelungen im Rahmen d~s Vollzugs (Stundung, Erlass) bis zum nachträglichen, 

Wegfall der Verpflichtungserklärung alJfg'rllhd eiher wirksamen Anfechtung wegen Rechtsfol- . 

genirrtums analog §§ 119, 1'42 Bürger'liches Gesetzbuch. öb ein solch atypischer Fall vorliegt, 

ist anhand einer wettenden Betrachtuh'g allerUrnstände des Einzelfalls zu el!tscheiden. 

In den 'fachllcheh 'W~isuhgeh detl3A wird -- in AbstimnlUng mit dem BMAS ..:.. bereits auf etwa­

ige Härtefalle bei der Geltendmachurt9, voh Erstattungsansprüchen hingewi.eseh und der Um­
gang mit diesen g'et'e'gelt (vgLRZ. 7.53 zu § 7 Zweites Buch Sozialges'etzbuch). Insofern sind 

die Jöbcenter in der Form der ge,meihsarnen Einrichtungen schon angehalten, bei Erstattungs- ' 

, forderungen auCh Ermessens- und Billigkeitserwägungen einzubeziehen, insbesondere nach 

einem entspreche'hden Vorbringen des Verpflichtungsgebers. Dementsprechend bestehe,n 

ausreichende ErmeS'sens- und BUligkeitsspielraLirrie. 

Mit freundlichen Gt'Crßen 


